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Horst Hensel 

 

Der Sieger nimmt alles 
Ein Versuch über Totalitären Kapitalismus 

 

Eingang 
 
Im Jahr des Bankenkrachs 2008 bezeichnete der Wirtschaftswis-

senschaftler Robert Reich von der University of California den 

heutigen Kapitalismus als „Superkapitalismus“ und fragte, wie 

man diesen daran hindern könne, „auf die Demokratie überzu-

greifen.“1 Reichs Dreisatz von Finanzkapital, Wirtschaftsord-

nung und Demokratiegefährdung ergab sich nicht zufällig. Die 

Deutungskraft seiner Äußerung ist allerdings begrenzt, hat er 

doch bezüglich des Übergriffs Präteritum und Futur verwechselt, 

auch erstaunt ein wirtschaftswissenschaftliches Denken, das zu 

mehr nicht Mut findet, als den zeitgenössischen Kapitalismus auf 

einen leeren Begriff zu bringen. Dabei ermöglicht die historische 

Erfahrung seit 1989, ihn zu füllen: So führte der Anbruch dieser 

jüngsten Epoche der Geschichte zu einer derartigen Radikalisie-

rung des Kapitals, dass ein Beobachter wie der ehemalige deut-

sche Bundeskanzler Helmut Schmidt die dadurch promovierte 

Wirtschaftsordnung Raubtierkapitalismus nennt; abhängig arbei-

tende Menschen sprechen mit Blick auf das Gebaren des Kapi-

tals von organisierter Kriminalität.  

Von diesem Gebaren soll die Rede sein; vielleicht ergibt sich 

dann auch ein genauerer Begriff für die neue Ordnung. 

 
Sieger im Kampf der Systeme 
 
Produktivkräfte. Industrielle Revolution 
 
Befördert durch die halbe Weltrevolution von 1989, als der 

staatsbürokratischen Kommunismus in Osteuropa aufgrund sei-

nes wirtschaftlichen Versagens systemisch am Ende war und als 

totalitäre Herrschaft durch Volksbewegungen niedergekämpft 
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wurde, befördert durch historische Entgrenzung, gelangt eine 

andere Revolution weltweit zur Reife, deren Wiege in den Ver-

einigten Staaten von Amerika stand, eine Revolution mit langem 

Atem, die weder aus Freiheitsdurst noch mit dem Ruf nach sozi-

aler Gerechtigkeit begonnen wurde, sondern sich wie einst die 

erste Industrielle Revolution in England dem Zusammenspiel 

von Erwerbsinteresse und technischer Entwicklung verdankt; als 

zeitgenössische Industrielle Revolution beruht sie wesentlich auf 

dem Gebrauch des Rechners als Universalwerkzeug und des 

Internets als Kommunikationsmittel, und sie ist, wie anders, 

durch einen enormen Qualitätssprung der Produktivkräfte be-

stimmt, die sie allerdings, als im Rahmen des Kapitalismus, zu-

erst und zuletzt als Mittel zur Erzielung von highest possible 

profit begreift. Folglich tritt sie auf, als führe der einzige Weg in 

die Zukunft der Menschheit über die Wall Street.  

 
Weltweites Ausgreifen  
 
Auf diesem Weg sind die einzelnen Volkswirtschaften unter-

schiedlich weit gekommen: Die technisch-ökonomische und 

manchmal auch soziale Spitze wird von den europäischen und 

nordamerikanischen Staaten gehalten, von Japan, Südkorea, Sin-

gapur, während Afrika den Tross bildet; zwischen diesen Polen 

sind die anderen Wirtschaftsräume angesiedelt, ehemals kom-

munistische wie Russland mit seiner hohen Staatsquote und 

krassen Gesellschaftsspaltung, welche auch in Südamerika 

herrscht, wo ein conquistadorisch erzogenes Kapital noch auf 

Sozialrevolutionäre stößt; bei anderen Nationalökonomien kann 

von einem hoch entwickelten Kapitalismus gesprochen werden, 

der jedoch vulkaninselartig aus feudalistischen Lebensformen 

aufsteigt, wie in Indien, sogar mit Sklavenarbeit, ebenso wie in 

den mittelalterlich verfassten Golfstaaten, wo Ölbesitz industriel-

le Produktion überflüssig erscheinen lässt, und bezüglich Chinas 

von einem, der gerade erst von der Ursprünglichen Akkumulati-

on des Kapitals in eine Mischform aus frühem und hoch entwi-
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ckeltem Kapitalismus gesprungen ist: Einerseits ist auch dort die 

Akkumulation vermittels gewaltsamer Privatisierung von Ge-

meinschaftsgütern und brutaler Zurichtung und Behandlung von 

Arbeitskräften mit Methoden abgelebt gewähnter Zeiten durch-

geführt worden, eine Entrechtung, die sich auf frühkapitalisti-

sche Weise hält, ebenfalls mit Einschluss von Sklavenarbeit, 

während andererseits der chinesische Küstenkapitalismus tech-

nisch und ökonomisch zu den fortgeschrittensten Kohorten des 

Kapitals aufgeschlossen und zu ihrer Überholung angesetzt hat, 

was alles - Ironie der Geschichte! - von einer Kommunistischen 

Partei betrieben wird, die sich historisch gezwungen sah, Kapita-

lismus einzuführen.  

 
Gesellschaftliche Widersprüche  
 
Im „Inneren“ ist dieser Wirtschaftsweise zu eigen, unablässig 

Produktionsprozesse zu revolutionieren und auf höchst erfinderi-

sche Weise Produkte zu entwickeln, somit neue Bedürfnisse und 

infolgedessen Tätigkeiten zu stimulieren, damit 

Gesellungsformen aller Art, auf die sich die Menschen aber nicht 

auf Dauer einlassen können: Fortschritt, Krise und Umsturz ist 

die Daseinsweise des Kapitalismus, nicht Beharrung, Sicherheit 

und Beheimatung. Den Bedürfnissen der meisten Menschen ent-

spräche von beidem das Beste: Fortschritt und Beheimatung.  

Einerseits äußern sich also im Kapitalismus positive menschliche 

Wesenskräfte, andererseits stehen ihm ebensolche entgegen. 

Folglich herrschen wie immer und überall Widersprüche: Im 

Kapitalismus drückt sich das allgemeine Einverständnis mit 

ökonomischer Erweiterung in einem unternehmerischen Ge-

winnstreben aus, das zur Vergesslichkeit gegenüber seinem 

Grund und zur Verselbständigung als Ziel neigt, wodurch be-

triebliche Rationalität in gesellschaftliche Irrationalität um-

schlägt. Die Börsenkurse illustrieren es. Diese Dialektik von Ra-

tionalität im Einzelnen und Irrationalität im Ganzen hat Einfluss 

auf die Haltung der abhängig arbeitenden Menschen. Insofern sie 
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beispielsweise an umfassender Bedürfnisbefriedigung interes-

siert sind, ist ihnen Kapitalismus durchaus recht, andererseits 

sind sie dort antikapitalistisch gesinnt, wo sie nicht Opfer von 

Entwicklungen sein möchten, von denen lediglich Kapitaleigner 

profitieren: Siehe den Anstieg der Aktienkurse und der Mana-

gergehälter immer dann, wenn bei börsennotierten Unternehmen 

Arbeitskräfte um der Wertsteigerung durch Kostenminderung 

willen auf Lohn verzichten müssen oder entlassen werden.  

Die Verkäufer von Arbeitskraft stehen also auf schwankendem 

Lebensboden - im Gegensatz zu Eigentümern oder Managern, 

die zumeist auch dann fest stehen, wenn ihre Unternehmen fal-

lieren. Die Kosten des Schadens begleichen andere. Der geheim-

nisvolle gesellschaftliche Prozess, der dies bewirkt, heißt Klas-

senkampf. Teil dessen ist, dass er geleugnet wird. 

 
Geldverwertung und Lebensführung  
 
Geldverwertung als Selbstzweck 
 
Der gegenwärtige Kapitalismus wird nicht vom Produktionskapi-

tal beherrscht, seiner altväterlichen Bemühung um die kosten-

günstige Herstellung und den einträglichen Verkauf von mehr 

oder weniger nützlichen Waren, sondern vom Existenzbedürfnis 

des Finanzkapitals nach der Vermehrung einer einzigen Ware, 

des Geldes. Inzwischen hat es sich vielfach über die Welt der 

Güterproduktion erhoben, indem es eine Geschäftsidee verwirk-

licht, die schneller und höhere Gewinne verbürgt, als sie durch 

Zinsen für Kredite zu erlangen sind, nämlich den Handel mit 

Versprechen, Wetten, Mutmaßungen und Absicherungen, also 

„Finanzprodukten“, begleitenderweise Spekulationen mit Wäh-

rungen, wichtigen Nahrungsmitteln, Rohstoffen usw. - ein nie 

dagewesener Bereicherungsprozess, dessen Ausmaß und Ge-

schwindigkeit erst der Rechner und das Internet ermöglichen. So 

wird auf historisch zweifach neue Weise privates Geldkapital in 

einem Umfang akkumuliert, der als solcher schon politische 

Macht bedingt.  
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In der üblichen Krise beansprucht das Finanzkapital als Banken-

kapital Hilfe vom Staat. Das Geld wird dem Steueraufkommen 

entnommen und fehlt woanders. Die Steuerzahler murren. Staat 

und Banken bedeuten ihnen, dass sie erstens nichts verstehen, 

zweitens sich beruhigen sollen: Das Geld komme hoch verzinst 

zu ihnen zurück. Die Steuerzahler glauben es nicht und resignie-

ren. Das Finanzkapital beginnt die nächste Bereicherungsrunde. 

Sie vollzieht sich abermals in einer Sphäre, die sich über die irdi-

sche Produktion erhebt. Philosophisch gestimmte Steuerzahler 

wähnen, der Kapitalismus sei in sein metaphysisches Zeitalter 

eingetreten. Kunstkennern kommt es mit Blick auf den Abstrak-

tionsgrad der Geschäfte der Finanzwirtschaft im Unterschied zu 

denen der Realwirtschaft vor, als hole das Finanzkapital eine 

Entwicklung auf dem Kunstmarkt nach, aus dem der abstrakte 

Expressionismus als „Malerei des freien Unternehmertums“2 die-

jenigen Gemälde verdrängt hatte, die durch Wiedererkennbarkeit 

gesellschaftskritisches Potenzial bergen, nämlich die gegenständ-

lichen Werke. Es scheint, als ob diese Kunsterzeugnisse in Ge-

brauchswerten eine Entsprechung finden. Waltet hier ein ästhe-

tisch-ökonomisches Geheimnis? 

Metaphysik hin, Geheimnis her - in Wirklichkeit hat der Kapita-

lismus lediglich eine Entwicklungsstufe erreicht, auf der die 

Verwertung der Tauschware Geld, des allgemeinen Äquivalents, 

zum Selbstzweck geworden ist.3 Hierbei erscheint der Verwer-

tungsprozess den meisten Gewinnern und Verlierern als ein Vor-

gang, der vom Handeln von Menschen nicht beeinflusst werden 

kann, da ihnen, befangen im Warenfetischismus, die Selbstver-

wertung dieser Ware aller Waren wie eine Bewegung des Seins 

vorkommt, so, als sei sie zwingend in der Evolution angelegt, al-

lerdings einer, der die Menschen verloren gehen.  

 
Asozialität und Verantwortungslosigkeit  
 
Die Asozialität der Entwicklung ist systemisch bedingt und nicht 

Ausdruck eines schlechten Charakters „der Kapitalisten“, wenn-



 6

gleich gesagt werden darf, dass insbesondere heutiges Kapital 

durch Erfolgsversprechen unausgesetzt an taugliche Eigenschaf-

ten von Menschen appelliert, und zwar aller Klassen, weil es die 

entsprechenden Einstellungen und Haltungen zu seinem Betrieb 

benötigt: Raffgier, Lust an der Übervorteilung anderer, Selbst-

sucht, vor allem Verantwortungslosigkeit. Nicht von ungefähr 

gehören inzwischen die alten Übel Korruption, Bestechung und 

Absprachekartelle im besonderen Ausmaß zum Alltagsgeschäft. 

Demzufolge treten Banker und Manager häufig als Freibeuter 

auf.4 Anders als die Lohnsteuerzahler, können sie Steuerpflichten 

ausweichen. Auch zahlreiche international tätige Unternehmen 

schieben ihre Gewinne so oft hin und her und verrechnen sie so 

kreuz und quer, dass sie, gemessen am Profit, kaum Steuern zah-

len - wobei sie allerdings die Infrastruktur staatlicher Wirt-

schaftsräume nutzen.  

Zugleich finden sich von Werkstätten über mittelständische Fa-

milienunternehmen bis zu Großbetrieben immer noch besonnene 

und souveräne Eigentümer und Manager, die über das Gewinn-

streben hinaus handeln und gesellschaftliche Verantwortung 

entwickeln und in deren Firmen sich die Beschäftigten ver-

gleichsweise wohl fühlen und gerne arbeiten. Obwohl gesell-

schaftlich nützlich, bestimmen und treiben solche Unternehmen 

nicht das gegenwärtige System, sind aber, wie die anderen Wirt-

schaftssubjekte, seinen Zwängen unterworfen.  

 
Kapitalisierung der Lebensführung  
 
Konkurrenz und Profitstreben zwingen das Kapital, gestern noch 

marktfreies Sein und Handeln heute zur Ware zu erniedrigen. Al-

les und jedes muss überall und immer profitabel verwertet wer-

den können. Das Dasein der abhängig arbeitenden Menschen be-

glaubigt sich somit aus nur einem Grund und zu nur einem 

Zweck, dem des money making. Der englischsprachige Ausdruck 

zeigt, woher der Wind weht, der dem Kapital die Segel bläht. 

„Harvard Business“ und american way of life bilden die Koordi-
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naten. Dies weist auf die kulturimperialistische Seite der radika-

len Kapitalisierung hin.  

Als Kapitalisierung der Lebensführung geht sie einher mit der 

Verdrängung von Emphatie. In der Apathie nötigt die Heraus-

stellung des Ichs zur Rücknahme des Selbst. Durch die Leis-

tungsverdichtung am Arbeitsplatz kommt es zu psychischen Er-

krankungen in bisher unbekanntem Ausmaß. So verkümmert die 

Gesellschaft zum Markt, der Lebenslauf der Einzelnen zum 

Wirtschaftsprozess; die Menschen sollen ihr Leben nicht mehr 

als sättigendes Arbeitsleben führen, sondern es stets ungesättigt 

als Moment einer umfassenden Kapitalverwertung hinbringen; 

als Händler ihrer Arbeitskraft sollen sie zu Kleinunternehmern 

werden, die sich auf dem Markt allein durchschlagen; sie sollen 

Unsicherheit als Befreiung erleben und Solidarität wie eine 

Krankheit meiden.  

 
Privat vor Staat 
 
Privatisierung der Res publica und von Wissen 
 
„Privat vor Staat“ lautet das Programm des 89er Kapitals und ei-

nes parteiübergreifenden Neoliberalismus. Die Forderung be-

zieht sich sowohl auf die Privatisierung der Res publica als auch 

im Zeitalter verwissenschaftlichter Produktion auf die von Wis-

sen. Wer sie als Wirtschaftssubjekt für sich durchsetzt, verfügt 

außer über privaten Reichtum auch über den der Gesellschaft. 

 
Privatisierung der Res publica  
 
In allen Wirtschaftsräumen hat ein ökonomischer Prozess an Tie-

fe und Geschwindigkeit gewonnen, der über steuerfinanzierte 

Subventionen Eigentümer und Aktionäre begünstigt, was mitun-

ter auch Arbeitskräften zugute kommt, eine Wirtschafts- und In-

dustriepolitik, die oft genug schon aufgrund bloßer Ansiedlungs-

versprechen Infrastrukturen finanziert, doppelt verlorenes Steu-

ergeld, eine Verkehrspolitik, die keine Alternative dazu verwirk-

lichen kann, dass Straßen und Autobahnen von Unternehmen in-
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folge der Just-in-time-Produktion als rollende Lager genutzt 

werden, wobei die Reparatur von Straßenschäden und der Bau 

neuer Autobahnen aus dem Steueraufkommen bezahlt wird, weil 

die Maut dazu nicht ausreicht, die natürlich auf den Preis der 

transportierten Güter aufgeschlagen wird, außerdem muss die 

Bevölkerung auf dem Weg zur Arbeit Staus in Kauf nehmen, 

wird insgesamt ungefragt für die Kostenminderung und somit 

Gewinnsteigerung entsprechender Unternehmen in Anspruch 

genommen; eine Erscheinung, die auch mit Blick auf die 

Hochrangigkeit von Werten wie die Freiheit der Bewegung und 

die Freizügigkeit interessant ist; dann eine Rentenpolitik, die den 

Versicherungskonzernen nützt, also deren Großaktionären, eine 

Gesundheitspolitik, die bei der Kostengestaltung die pharmazeu-

tische Industrie schont, also deren Großaktionäre, und die zu ei-

ner immer kleinlicheren betriebswirtschaftlichen Kalkulation 

von Handlungsabfolgen und Zeitabläufen in der Krankenpflege 

führt, der Altenpflege und der Pflege von Behinderten zu Zwe-

cken porentiefer Vermarktung mitmenschlicher Arbeitstätigkeit, 

welche sich aber nicht porentief vermarkten lassen kann, ohne 

sich aufzugeben, wie das patientenfeindliche Gesundheitssystem 

der USA zeigt; schließlich eine Politik der Privatisierung öffent-

licher Güter, natürlich unter Wert, die hauptsächlich großen Ka-

pitalanlegern zugute kommt, etwa eine des Verkaufs von Eisen-

bahnen, die in mehr als hundert Jahren über öffentliche Finanzie-

rung entstanden sind,5 ebenso von Post- und Telekommunikati-

onsdiensten, staatlichen Forsten, Stadtwerken, kommunalen 

Wohnungen und Siedlungen und dergleichen mehr. 

Nach dem Verkauf werden die Güter und Dienstleitungen zu-

meist schlechter und teurer, verdienen Beschäftigte weniger, 

werden viele von ihnen entlassen - es kommt allerdings auch 

vor, dass Leistungen besser und billiger werden und neue Ar-

beitsplätze entstehen; hier herrschen, wie zumeist bei Privatisie-

rungen, widersprüchliche Prozesse; der Skandal liegt in der 

staatlichen Verschleuderung gemeinschaftlich aufgebrachter 
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Werte und darin, dass die Erlöse nicht denen zugute kommen, 

welche diese Werte zum Teil über Generationen hinweg aufge-

bracht haben: als Volksvermögen. Sie werden entschädigungslos 

enteignet. Der Vorgang gemahnt an den Raub der Allmende in 

der Ursprünglichen Akkumulation des Kapitals. In der Logik des 

Übertragungsprozesses liegt es, auch Öffentliche Dienste steuer-

finanziert zu privatisieren, wie vor einiger Zeit in Kommunen in 

England und in Deutschland begonnen. Ein Unternehmen sei bil-

liger, heißt es, und es arbeite besser. Es wird sich zu beidem aber 

nur so lange bequemen, bis es eine Monopolmacht geworden ist, 

ungestellt die Frage, welche Form künftiger Res publica sich hier 

entwickelt: eine nach Feudalherrenart?  

Kommt hinzu eine fallweise Umwidmung der Städte, ihrer öf-

fentlichen Plätze und Räume, die der Kommerzialisierung zu 

Opfer fallen, immer neuen Einfällen des sogenannten Stadt-

Marketings, dem Bau von Einkaufszentren, die Einkaufsstraßen 

veröden lassen, wobei letztlich städtischer Raum privatwirt-

schaftlich genutzt wird und Bürger zu Verbrauchern herunterge-

stuft werden, Vorgehen, die zur Begrenzung von Bürgerrechten 

und zur Ausweitung von privatem Hausrecht führen; man muss 

vor Absperrungen halten, wird umgeleitet, muss sich ausweisen, 

sich kontrollieren lassen6 - siehe auch das Fußballgeschäft mit 

seiner ungleichen Aufteilung von Gewinnen und Kosten zwi-

schen Uefa und Kommunen, wenn Weltmeisterschaften und 

Kontinentalmeisterschaften ausgerichtet werden.7 Die Res 

publica wird auch hier privatisiert, und so geht es weiter bis zum 

Zugriff auf Gefängnisse als an den Staat vermietete Gebäude, 

auch mit privatem Wachpersonal, dort und darüber hinaus indi-

rekt auf die Staatsgewalt durch private Sicherheitsdienste.  

Als scheinbar abgelegenes, tatsächlich aber in seiner Drastik äu-

ßerst erhellendes Beispiel sei die Privatisierung des Krieges ge-

nannt, als Ultima Ratio des Erwerbstrebens; der Krieg bzw. der 

bewaffnete Einsatz wird vom Schrittmacher USA und anderen 

Staaten nicht mehr lediglich mit Soldaten, sondern auch mit Hil-
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fe von „Sicherheitsfirmen“ geführt, die vom Staat, also aus dem 

Steueraufkommen bezahlt werden; es sind Kombattanten, auf die 

das Kriegsrecht kaum zugreifen kann, wobei zu den Eigentü-

mern der „Sicherheitsfirmen“ auch Politiker gehören, die diesen 

Firmen Aufträge erteilen.8 Damit findet der Krieg zu Akteuren 

zurück und knüpft an Einsatzformen an, die aus der Geschichte 

bekannt sind,9 besonders derjenigen des Spätfeudalismus. Man 

darf gespannt darauf sein, wann und wo ein Kriegsunternehmer 

wie weiland Wallenstein auftaucht und unmittelbar internationa-

le Staatspolitik betreibt. Am ehesten in den USA? 

 
Privatisierung von Wissen 
 
Im Zeitalter längst verwissenschaftlichter Produktion und von 

wissenschaftsgeprägten Gesellschaften verspricht die Privatisie-

rung von Forschung und Wissen ein gutes Geschäft. Dabei müss-

te sich vorhandenes Wissen nachträglich privatisieren und neues 

vorwiegend privat schöpfen lassen. Weil dieser Zwillingsvor-

gang unter der Bedingung von Konkurrenz und in natürlicher 

Feindschaft gegenüber freiem Wissen und freiem Wissenserwerb 

vor sich geht, muss das private Wissen als solches geschützt und 

privilegiert werden.  

Dies Begehren bezieht sich vorderhand auf den Schutz geistigen 

Eigentums, von Erfindungen, Programmen und Verfahrenswei-

sen, von Kompositionen, Dichtungen und anderen Schöpfungen. 

Es ist gerechtfertigt, ein solches Eigentum gegen unbefugte 

Übernahme zu schützen, ebenso, es zu eigenem Nutzen zu ver-

werten und zu vermarkten.  

Das Problem ist die Übertragung dieses Schutzes auf andere Be-

standteile des gesellschaftlichen Wissens und Könnens: Siehe 

die in privaten Wissenschaftsbetrieben gewonnenen Erkenntnis-

se über die DNS: Sie sollen geistiges Eigentum sein? Warum 

nicht auch die Nutzung des Feuers, der Lehrsatz des Pythagoras 

oder die Mendelschen Regeln? 
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In den USA erfolgt der Schutz privaten Wissens durch eine in-

zwischen uferlose Patentierung von allem und jedem, was jetzt 

oder später oder irgendwann und irgendwie als verwertbares 

Wissen und als verwertbare Handlungsweise oder Verfahrens-

weise bezeichnet werden könnte: von Naturprozessen (!) über 

Aspekte des Weltkulturerbes bis zu Einzelheiten der Sprache: 

Microsoft versucht beispielsweise, sich ein Patent auf die Kon-

jugation von Verben ausstellen zu lassen.10 Fehlt noch, dass ein 

Unternehmen ein Patent auf die Atemluft erwirbt und dieses 

„Produkt“ den Menschen zur Nutzung in Rechnung stellt. So et-

was markierte dann, als Kapitalisierung von Lebensbedingungen, 

die höchste Stufe der Privatisierung. Dabei sind schon längst 

Forschungsergebnisse patentiert und vermarktet worden, die jene 

Stufe anzielen, beispielsweise in der Agrarindustrie die geneti-

sche Veränderung von Saatgut, dergestalt, dass es keine neue 

Saat mehr zeugt und die nächste Aussaat wieder zugekauft wer-

den muss, die Bauern dadurch und über Knebelverträge von 

Landwirtschaftskonzernen wie einst von Feudalherren abhängig 

werden, nicht gefragt nach den Folgen der genetischen Verar-

mung von Saatgut.  

Was schließlich Universitäten und andere wissenschaftliche Ein-

richtungen angeht, sollen sie sich als englischsprachige Unter-

nehmen „aufstellen“, welche marktfähige Forschungsergebnisse 

zu „produzieren“ haben, gern mit Hilfe von Fördermitteln „aus 

der Wirtschaft“, von welchen Mitteln sie als private oder unter-

nehmerisch tätige Wissenschaftseinrichtungen schließlich ab-

hängig werden.  

Das führt zur Beeinträchtigung freier und gemeinnütziger For-

schung, dies, nachdem sich die Wissenschaft in Europa und für 

die Welt in einem jahrhundertelangen Kampf gegen die Feudal-

macht Kirche die Freiheit des Denkens und des freien Austau-

sches von Erkenntnissen und Entdeckungen erkämpft hat: So ge-

sehen, nehmen Kapital und kapitalisierte Wissenschaft die Auf-

klärung zurück. 
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Die Rücknahme verteidigen zu können, hat sich, vorrangig in 

den USA, eine Rechtsprechung durchgesetzt, welche zur Bedro-

hung all jener Einrichtungen und Menschen führt, die außerhalb 

kapitalgebundener Forschung zu denjenigen Erkenntnissen ge-

langen, die seitens des Kapitals für eigene oder für schon paten-

tierte gehalten werden oder gar zu Erkenntnissen, welche die 

Schädlichkeit bestimmter Produkte oder Verfahren belegen. 

Wenn Wissen Privateigentum ist,11 steht unabhängiges Denken 

in Gefahr, kriminalisiert zu werden.12  

Damit ist die Freiheit der Meinungsäußerung bedroht. Auch hier 

setzt das Kapital zum Angriff auf die Demokratie an. Man muss 

sich ihm fügen, andernfalls man vor Gericht gezerrt wird. In den 

Verfahren geht es dann um Schadensersatzforderungen in 

schwindelerregender Höhe. Was die USA betrifft, so haben dort 

die Angeklagten über ihre Steuern den Erwerb des für patentiert 

gehaltenen Wissens selbst bezahlt, da aufgrund entsprechender 

Gesetze staatliche Forschungsförderung der Herausbildung pri-

vaten geistigen Eigentums zu dienen hat.13  

Allerdings birgt die Privatisierung von Wissenschaft und Wissen 

die Gefahr einer Fesselung wissenschaftlicher Produktivität und 

von zumindest technischer Entwicklung. Nicht von ungefähr er-

innert man sich hier an Karl Marx, der 1859 in seiner „Kritik der 

politischen Ökonomie“ an bekannter Stelle schrieb, dass Eigen-

tumsverhältnisse, die zu einer Fesselung von Produktivkräften 

führten, ihre eigene Aufhebung bewirken würden. Will das Kapi-

tal prüfen, ob Marx Recht hat? Nein, sein Vorgehen ist einfacher 

zu erklären: Weil es nicht über den Fressnapf hinausdenkt, frisst 

es auch den.  

 
Formierung von Recht und Bestimmung von Staatshandeln  
 
Die zweite Forderung nach „Privat vor Staat“ wäre „Privat als 

Staat“, aber sie aufzustellen, halten das Kapital und seine politi-

schen Auxiliartruppen nicht für angezeigt. Es reicht, die juristi-

schen und politischen Interessen der Kapitaleigner vor denen der 
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Arbeitsbevölkerung zu befriedigen. Dazu gehört die Formierung 

des Wirtschaftsrechts und des Rechtsverkehrs nach angloameri-

kanischem Vorbild sowie die Bestimmung des Staatshandelns in 

jenen Bereichen, die für das Kapital strategisch wichtig sind. 

Wer dies als Wirtschaftssubjekt für sich durchsetzt, verfügt au-

ßer über die ökonomische auch über entscheidende rechtliche 

und politische Macht. 

 
Formierung von Recht 
 
Auf brachiale Weise dringen die USA weltweit und somit auch 

in Kontinentaleuropa darauf, dass ihr System des Fallrechts das 

System des Kodifikationsrechts verdrängt; sie versuchen, „wie 

einst die Briten mit dem Export ihres Rechts ihre politische und 

wirtschaftliche Macht auszuweiten und zu sichern, nicht zuletzt 

die der großen Anwaltskanzleien.“14  

Der Zugriff gilt zunächst dem Handelsrecht, dem Gesellschafts-

recht, Vertragsrecht, Urheberrecht, dem Patentschutz usw., erst 

indirekt dem Strafrecht. Wenn es dann um die Auslegung von 

Gesetzen und die Art und Weise der Rechtssprechung geht, droht 

den kontinentaleuropäischen Rechtssubjekten, Schritt für Schritt 

einem Rechtsdenken ausgesetzt zu werden, das ihnen fremd ist, 

etwa durch Wegfall der Unschuldsvermutung, eine Konfliktrege-

lung, die möglicherweise künftig auch in einer fremden Sprache 

durchgeführt werden wird, der englischen.15 - „Sprache ist ein 

Instrument der Politik. Sprachen sind wichtige Waffen im welt-

weiten Wettstreit um Meinungen und Macht,“16 schrieb vor eini-

gen Jahren der britische Soziolinguist Ronald Wardhaugh wie in 

einem Kommentar dazu.  

Inzwischen hat sich auch „das Bild vom Menschen im Recht“ 

gewandelt, wie ein bekanntes Wort des Juristen Gustav Rad-

bruchs lautet. Die neue Ansicht verdankt sich einem fatalen 

Schulterschluss von Wirtschaftswissenschaft und Rechtswissen-

schaft.17 Ihr Konstrukt reduziert den Menschen als Rechtssubjekt 

einerseits auf die Rolle des Konsumenten, andererseits auf die 
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des Produzenten, kennt also nur noch Verbraucher und Unter-

nehmer. Für den Rechtsanwalt Friedrich Graf von Westphalen 

offenbart diese Setzung die „Ökonomisierung“ des Rechts, die er 

als „Krebsübel“18 bezeichnete. 

Welche Partei sich in einem Rechtsstreit auf der Grundlage eines 

„ökonomisierten Rechts“ eher durchsetzen wird, liegt auf der 

Hand: Es greift eine Entwicklung hin zu einer Zwei-Klassen-

Justiz Raum, bei der durch Urteilsabsprachen vor Gericht reiche 

Wirtschaftskriminelle begünstigt werden, ein Verfahren, das Ju-

risten inzwischen auch am deutschen Rechtsstaat kritisieren.19  

Darüber hinaus werden Arbeitskräfte neuerdings gern wegen 

kleinster Verfehlungen entlassen, während wirtschaftskriminelle 

Manager kaum je belangt werden. Die Entlassungen haben vor 

Gericht fast immer Bestand. Sie „künden von einer bemerkens-

werten Verrohung der Sitten auf dem Arbeitsmarkt,“ schrieb ein 

Beobachter.20  

In der Europäischen Union führt die Ausrichtung der Politik der 

EU an den Interessen des Kapitals zu einer Gesetzgebung des eu-

ropäischen Parlaments und damit zu einer Rechtssprechung des 

Europäischen Gerichtshofes, durch die bei einem Konflikt zwi-

schen Kapitaleignern und Arbeitskräften nahezu systematisch 

gegen die abhängig arbeitenden Menschen entschieden wird.21  

Bestimmung von Staatshandeln 
 
In seiner Antrittsvorlesung „Amerikanisierung des Rechts“ an 

der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität Zürich 

lenkte der Schweizer Jurist Hans-Ueli Vogt 2004 den Blick auf 

diejenigen gesellschaftlichen Subjekte, welche von dieser Ame-

rikanisierung als einer Kapitalorientierung des Rechts profitieren 

und die darüber hinaus direkt auf das Staatshandeln übergreifen: 

die global tätigen Unternehmen. Zu deren politischer Bedeutung 

führte er aus: „Nur 19 Staaten haben ein Bruttosozialprodukt, das 

den Umsatz des weltgrößten Konzerns, des Detailhändlers ´Wal-

Mart´ übersteigt; und unter den 100 größten wirtschaftlichen 

Gebilden sind nur 48 Staaten, der Rest sind Konzerne.“22  
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Auch wenn einzelne der von Vogt genannten Daten sich im Lau-

fe der Jahre ändern mögen - die unterschiedliche ökonomische 

Potenz privater und staatlicher „wirtschaftlichen Gebilde“ bleibt 

erhalten. Angesichts der Macht der privaten Wirtschaftsgebilde 

ist kein „westlicher“ Staat bereit, durch seine Gesetzgebung oder 

in einem Konflikt Arbeitnehmerinteressen zur Geltung zu brin-

gen. Von Selbstbehauptung der Res publica, gar Auflehnung 

kaum ein Hauch, so dass sich ein völlig entspanntes Kapital wie 

eh und je mit der „Pflege der politischen Landschaft“ befassen 

kann, wobei hier noch nicht einmal an die weitgehende Personal-

identität von Kapital und Politik in den USA gedacht ist, lässt 

sich doch auch weniger plakativ ein Stück aufführen, in dem die 

Politik die Charge macht, werden doch längst auch anderswo 

Regierungskonferenzen „finanziell unterstützt“, Ministertreffen, 

nationale und internationale politische Veranstaltungen, Parteita-

ge, werden intensive Kontakte zu Politikern aller gängigen Far-

ben und derjenigen Ämter gepflegt, die wirtschaftspolitisch be-

deutsam erscheinen, was häufig dazu führt, dass Politiker nach 

dem Ausscheiden aus dem Amt in Unternehmen wechseln, mit 

deren Branchen sie zu tun gehabt hatten.23 Wodurch haben sie 

sich das verdient?  

Zugleich fühlen sich Regierungen gedrängt, Kommissionen von 

„Fachleuten aus der Wirtschaft“ einzusetzen und sie Lösungen 

gesellschaftlicher Probleme ausarbeiten zu lassen, die dann Ge-

setz werden, und Unternehmensverbände entsenden verstärkt 

„Fachleute“ in die Ministerien, die dort federführend an be-

stimmten Gesetzentwürfen mitarbeiten, wenn nicht von vornhe-

rein Anwaltskanzleien mit deren Ausarbeitung betraut werden 

oder Unternehmensstiftungen sich zur Geltung bringen, wie bei 

der Politik der „Agenda 2010“ der sozialdemokratisch-grünen 

Bundesregierung unter Kanzler Gerhard Schröder, deren Ziele 

weitgehend von einem Forderungskatalog der Bertelsmann-

Stiftung abgeschrieben wurden.24 Die entsprechenden Gesetze 

werden schließlich zur Abstimmung an ein Parlament weiterge-
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reicht, in dem zwar von den herrschenden Fraktionen kaum noch 

die Lebensfragen der Nation öffentlich verhandelt werden, aber 

doch in aller Regel den Interessen des Kapitals als Allgemeinin-

teressen beigepflichtet wird.  

Entwicklungslogisch und systemfunktional folgerichtig beherr-

schen inzwischen die Apparate der Exekutive stärker als zuvor 

die Parlamente und verdrängen, wie gesagt, die von der Exekuti-

ve einberufenen Kommissionen „von Fachleuten aus der Wirt-

schaft“ die parlamentarischen Fachsausschüsse, werden also 

auch von daher die Parlamente geschwächt, die es sich allerdings 

gefallen lassen und dadurch zu nachgeordneten Politbürokratien 

herunterkommen; die Gestalt des souveränen Abgeordneten ver-

schwindet, auch, weil die meisten Politiker über keine existenzi-

elle Erfahrung mit Erwerbsarbeit verfügen, somit vom Lebens-

alltag nichts wissen; es überwiegen Parteisoldaten und Frakti-

onsbürokraten ohne Gesicht. Damit ist nicht gesagt, dass sie 

nicht fleißig und gutwillig sind, sondern dass sie wie weisungs-

gebundene Sachbearbeiter auftreten.  

Das Nachsehen haben die abhängig arbeitenden Menschen. 

Während eine Internationale von Kapitaleignern Bilanz um Bi-

lanz ihren Reichtum mehrt und sich in der Krise vom Staat mit 

Steuergeld sichern lässt, stagniert das Einkommen großer Grup-

pen nationaler Arbeitsbevölkerungen und erodiert in sozial ent-

wickelten Wirtschaftsräumen der Sozialstaat. Er ist aber das Le-

bensgehäuse der dort abhängig arbeitenden Menschen. Wollen 

sie ihre Interessen geltend machen, sehen sie sich in eine histori-

sche Defensive gedrängt. Parlamente und Regierungen stehen 

ihnen fremd gegenüber; oft kommt es ihnen vor, als hätten sie es 

mit gegnerischen Mächten zu tun.  

Kapitaleigner zu begünstigen, bemühen sich deutschen Parla-

mente und Regierungen in besonderem Ausmaß,25 vorzugsweise 

bei der Steuergesetzgebung,26 womit sich dann bezüglich der 

Verteilung von Vermögen eine groteske Ungleichheit ergibt.27 

Es war kein Geringerer als der us-amerikanische Finanzinvestor 
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Warren Buffet, der 2007 den Grundkonflikt antagonistischer Ge-

sellschaften auf den Punkt brachte: „Es gibt einen Klassen-

kampf“, sagte er, „und meine Klasse gewinnt.“28  

 
Das System des Siegers  
 
Da eine genaue sozialstatistische Analyse der wirtschaftlichen, 

gesellschaftlichen und politischen Entwicklung von der Wissen-

schaft bisher vermieden wurde, steht eine präzise wissenschaftli-

che Typisierung des gegenwärtigen Kapitalismus noch aus.29  

Aber ist diese Gesellschaftsordnung geschichtlich nicht immer 

die gleiche geblieben? Wird sie doch von der privaten Aneig-

nung gemeinschaftlich erwirtschafteter Gewinne bestimmt, be-

ruht sie doch auf dem Privateigentum an Produktionsmitteln, das 

in Wirklichkeit allerdings staatlich gestütztes Mischeigentum ist. 

Kommt hinzu der Zwang zum Maximalprofit. All dies dauert, 

und so versteht es sich von selbst, dass die Epochen dieser Wirt-

schaftsweise aneinander erinnern. Dennoch sind Rheinischer und 

Angloamerikanischer Kapitalismus nicht dasselbe. Robert Reich 

hat den heutigen „Superkapitalismus“ genannt. Der Begriff ist 

nicht falsch, aber leer; er gibt einen Eindruck wieder. Welche 

andere Begriff wäre mit Inhalt gefüllt?  

Nun - da die gegenwärtig herrschenden Fraktionen des Kapitals 

nach angloamerikanischem Vorbild und bestimmt von den USA 

auf historisch aktualisierte Weise das Recht des Zugriffs auf alle 

materiellen und immateriellen Güter der Gesellschaft beanspru-

chen, ebenso Allzuständigkeit, überall das Letztentscheidungs-

recht, da dieser Kapitalismus das gesamte gesellschaftliche Le-

ben, alle Subsysteme, alle sozialen, kulturellen und politischen 

Prozesse nach Verwertungsgesichtspunkten zu formieren trach-

tet, das Prinzip des Privatprofits lückenlos zur Geltung bringen 

will, ist sein Zugriff total, und weil der Zugriff unter der Bedin-

gung einer historischen Schwächung von Gegenkräften auf ag-

gressive, radikale, asoziale - summarisch also diktatorische Wei-

se vorgenommen werden kann, ist dieser Kapitalismus totalitär.  
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Allerdings ist Totalitärer Kapitalismus nicht mit politischer Dik-

tatur gleichzusetzen; als Wirtschaftsdiktatur verträgt er sich mit 

jeder staatlichen Ordnung, in der er geduldet wird, somit auch 

mit der politischen Demokratie, gerade mit dieser, da hier das 

Kapital mit der Bindung der Bevölkerung an das System rechnen 

kann: Stabilität ist gut für das Geschäft, die freiwillige besser als 

die erzwungene - wobei die Zustimmung zur zumindest formalen 

Demokratie nur so lange Bestand haben wird, wie die Bevölke-

rung sich botmäßig verhält.  

Auf der Erscheinungsebene gemahnt der Totalitäre Kapitalismus 

in mancher Hinsicht an den Feudalabsolutismus.30 Auch andere 

Autoren greifen die Feudalismusmetapher auf: So resümierte der 

polnische Autor und weltreisende Reporter Ryszard Kapuściński 

2000 in seinen Notizen über die globale Wirtschaftsentwicklung: 

„Wir haben es mit einem neuen Feudalismus zu tun.“31 Im Jahr 

2004 führte der französische Schriftsteller Pascal Bruckner mit 

Blick auf das Wirtschaftsgeschehen aus, man werde heute „Zeu-

ge des Entstehens einer neuen Kaste, die {für ihn} durchaus feu-

dalistische Züge“32 trage, und der us-amerikanische Philosoph 

Richard Rorty fragte im selben Jahr im Zusammenhang mit der 

Erörterung politischer und polizeilicher Entwicklungen in sei-

nem Land, „ob die Bürger in den westlichen Demokratien etwas 

tun können, um zu verhindern, dass ihre Enkel irgendwann in ei-

ner Art von Neofeudalismus leben müssen.“33  

 
Ausgang 
 
Aus der Weltumwälzung von 1989 trat der Kapitalismus als 

Triumphator hervor. Zeitzeugen wissen zu berichten, dass da-

mals manchem Prediger der Siegesmesse das gute Ende der Ge-

schichte34 gekommen zu sein schien und dass landauf und landab 

und jahrelang der Anbruch eines Zeitalters ohne Kriege und 

weltweit zunehmenden Wohlstands verkündet wurde: Der sieg-

reich über den Kommunismus aufsteigende Kapitalismus könne 
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erst jetzt ungehindert zeigen, wes Geistes Kind er sei und was in 

ihm stecke. - Er hat es getan.  

Die Enttäuschung der abhängig arbeitenden Menschen seit 1989 

ist eine der wenigen positiven Folgen des Umbruchs. Kaum je-

mand macht sich noch Illusionen über das System. Die Bevölke-

rung hat gelernt, was Kapitalismus sie lehrt. Der Historiker und 

Kommunismuskritiker Wolfgang Leonhard fasste die Stimmung 

zusammen, die inzwischen zumindest in der deutschen Bevölke-

rung Raum gegriffen hat: „Es gibt in Deutschland eine weitver-

breitete antikapitalistische Sehnsucht. Ich habe noch nie so viele 

oppositionelle, ja revolutionäre Auffassungen erlebt wie heu-

te.“35 Der Prozess von Verarmung und Bereicherung, ungleicher 

Besteuerung und Vermögensverteilung veranlasste eine Kom-

mentatorin in einer durchaus bürgerlichen Zeitung zu der Äuße-

rung: „Früher gab es in Zeiten, in denen fast alle nichts und we-

nige alles hatten, eine Revolution.“36  

Ja, früher. Und heute? Sollte es Grund zu einer sozialen Revolu-

tion geben, fehlt es an der Möglichkeit und an Mitteln dazu: Eine 

global gründende Wirtschaftsdiktatur politisch umzustürzen, ist 

nicht möglich. Erst wenn eine sozialökonomische Alternative 

systemisch aufscheint, kann die epochale Herausforderung auf 

revolutionäre Weise angenommen werden. Sie besteht dann 

nicht mehr in der platten Verneinung des Kapitalismus, wie 

durch Kommunismus, sondern in seiner Aufhebung. Das ist al-

lerdings eine historische Perspektive. Vorerst mündet das revolu-

tionäre Bedürfnis nach sozialer Gerechtigkeit in den reformisti-

schen Wunsch nach einem sozialer gestalteten Kapitalismus. Das 

Projekt ist zwar vormalige Sozialdemokratie, aber möglich. Was 

unmöglich bleibt, ist die Quadratur des Kreises: sozial gerechter 

Kapitalismus.  
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